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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Picard, Dr. Martin, Dr. Jungmann, 
Haase (Kassel), Dr. Götz, Burger, Prinz zu Sayn-Witt- 
genstein-Hohenstein, von Thadden, Köster, Frau Stom- 
mel und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Erziehungsberatungsstellen 


In der Antwort auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Martin, Haase (Kassel), Kühn (Hildesheim), Picard und Genos- 
sen — Drucksache V/2786 — hat die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit der Einrichtung von Erziehungsberatungsstellen 
anerkannt und zugegeben, daß die bestehenden Erziehungs- 
beratungsstellen bei weitem nicht ausreichen, um den bestehen- 
den Bedarf an Erziehungsberatung zu befriedigen. Die gesetz- 
liche Grundlage (§ 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 3 JWG) 
hat die Bundesregierung jedoch für ausreichend angesehen und 
sich bereit erklärt, wegen der erforderlichen Ausführungsbe- 
stimmungen an die Länder heranzutreten. 

Bisher ist offensichtlich nichts erfolgt. Die Situation auf dem 
Gebiet der Erziehungsberatungsstellen hat sich weiter ver- 
schlechtert. 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Hält die Bundesregierung den § 5 JWG immer noch für aus- 
reichend, um eine ordnungsgemäße Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Erziehungsberatungsstellen sicherzustellen? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, im Wege der Novellierung 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes (JWG) die Errichtung von Er- 
ziehungsberatungsstellen zur Pflichtaufgabe der Länder bzw. 
der Landesjugendämter zu machen? 

3. Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig, über eine Än- 
derung des Bundessozialhilfegesetzes (§ 39) zu einer wei- 
teren gesetzlichen Grundlage für die Errichtung von Erzie- 
hungsberatungsstellen zu gelangen? 
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4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, sich finan- 
ziell an der Errichtung von Erziehungsberatungsstellen zu 
beteiligen und inwieweit ist sie dazu bereit? 

5. Ist gewährleistet, daß — entsprechend dem § 8 Abs. 2 und 3 
JWG — die Träger der freien Jugendhilfe bei der Errichtung 
von Erziehungsberatungsstellen entsprechend unterstützt 
und finanziell gefördert werden? 

6. Welche zusätzlichen Kosten entstehen, wenn die Erziehungs- 
beratung so ausgebaut wird, daß auf 50 000 Einwohner eine 
Erziehungsberatungsstelle kommt? 
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